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Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Wetzlar Nr. 402 „Bahnhofstraße“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahme im Verfahren gem. § 13a i. V. m. § 3 (2) 
BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.1 Privatperson Plath, Niederschrift vom 29.05.2013 

Zu 1.1.1  
 
Die Stadt Wetzlar verfolgt seit Langem das Ziel der Schaffung eines durchge-
henden Radweges entlang der Lahn. Eine Voraussetzung hierfür konnte be-
reits mit der Errichtung einer Unterquerungsmöglichkeit für die Hausertorbrü-
cke geschaffen werden. Leider konnte bislang eine durchgehende Radwege-
verbindung aufgrund der Eigentumsverhältnisse nicht verwirklicht werden. Die 
Radwegführung durch das Mischgebiet auf der Rückseite der Gebäude Brü-
ckenstraße 2 und 4 scheiterte bislang an der fehlenden Zustimmung bzw. Ver-
kaufsbereitschaft der Grundstückseigentümer. Sofern sich an dieser Situation 
etwas ändern sollte, ist diese Radwegeführung auch ohne eine Bebauungs-
planänderung möglich.  
 
Die Lösung, den Radweg direkt an der Lahn über das Gelände des Bootshau-
ses zu führen, beinhaltet weitere Probleme. Zum einen wird die Fläche gastro-
nomisch genutzt. Diese Nutzung möchte die Stadt Wetzlar nicht unterbinden, 
da die Außenbewirtung zu einer Aufwertung des Freizeitwertes am Lahnufer 
beiträgt. Zum anderen ist die Sicherheit der Wassersportler und der Radfahrer 
bei dieser Wegeführung nicht sichergestellt. Von dem Radverkehr kann ein 
Gefährdungspotenzial für die querenden Wassersportler ausgehen; umgekehrt 
können auch Radfahrer durch herumliegende Boote oder Materialien behindert 
werden. Dennoch wird auch diese Möglichkeit weiter geprüft. Sofern diese 
Lösung zum Tragen kommt, sind weitergehende wasserrechtliche Genehmi-
gungsverfahren erforderlich. Durch die Bauleitplanung allein kann hierfür kein 
Baurecht geschaffen werden.  
 
Zu 1.1.2 
 
Eine Voraussetzung für den Lückenschluss ist bereits durch die Unterque-
rungsmöglichkeit für die Hausertorbrücke geschaffen worden. Die Vorausset-
zungen für einen durchgehenden Radweg südlich der Hausertorbrücke bis 
zum bestehenden Radweg auf Höhe des Freibades sind durch entsprechende 
Verträge bzw. Zusagen der Grundstückseigentümer gegeben.  

1.1.2 

1.1.1 



Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Wetzlar Nr. 402 „Bahnhofstraße“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i. V. m. 
§ 4 (2) BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.2 Regierungspräsidium Gießen, Schreiben vom 
13.06.2013 sowie vom 03.05.2013 

1.2.1 

Zu 1.2.1  
 
Die Begründung und die Textfestsetzung im Bebauungsplan werden im 
Hinblick auf den Umgang mit den Altlasten überarbeitet. Es wird nun 
festgesetzt, dass vor Durchführung von Baumaßnahmen zunächst zu 
prüfen ist, ob ein Gefährdungspotenzial für Mensch oder Umwelt vor-
liegt. Hierzu ist eine historische Erkundung und ggf. eine orientierende 
Untersuchung durch einen qualifizierten Gutachter zu erstellen und mit 
den Bauunterlagen dem Magistrat der Stadt Wetzlar, Bauaufsichtsbe-
hörde vorzulegen. Die Bauaufsichtsbehörde leitet die Unterlagen dann 
an das Regierungspräsidium Gießen weiter. 



Zu 1.2.2  
 
Der Hinweis deckt sich mit dem der Stadt Wetzlar vorliegenden Infor-
mationen – das Plangebiet liegt vollständig außerhalb des Landschafts-
schutzgebietes ‚Auenverbund Lahn-Dill’.  

1.2.2 



 



 

1.2.3 

Zu 1.2.3  
 
In Kapitel 3.5 der Begründung werden die wasserrechtlichen Festset-
zungen näher erläutert. Hier wird das Hydraulische Gutachten benannt. 
Das Gutachten wurde zusammen mit dem Bebauungsplan, der Be-
gründung, der Vorprüfung des Einzelfalls sowie dem Artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag öffentlich ausgelegt und ist somit Bestandteil des ge-
samten Planwerkes.  
 



 

1.2.4 

1.2.5 

Zu 1.2.5  
 
Das Plangebiet liegt nach den der Stadt Wetzlar vorliegenden Informa-
tionen vollständig außerhalb des Landschaftsschutzgebietes „Auenver-
bund Lahn-Dill“. Siehe hierzu auch die Stellungnahme des Dezernates 
53.3 vom 13.06.2013.  

Zu 1.2.4  
 
Die Begründung und die Textfestsetzung im Bebauungsplan werden im 
Hinblick auf den Umgang mit den Altlasten redaktionell überarbeitet. Es 
wird nun festgesetzt, dass die Altstandorte vor der Durchführung von 
Baumaßnahmen auf ein mögliches Gefährdungspotenzial hin zu unter-
suchen sind. Hierzu ist eine historische Erkundung und ggf. eine orien-
tierende Untersuchung durch einen qualifizierten Gutachter zu erstellen 
und mit den Bauunterlagen dem Magistrat der Stadt Wetzlar, Bauauf-
sichtsbehörde vorzulegen. Die Bauaufsichtsbehörde leitet die Unterla-
gen dann an das Regierungspräsidium Gießen weiter. 
 
Der Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Untere Wasserbehörde 
wurde kontaktiert und die dort vorhandenen Unterlagen gesichtet. Es 
liegen dort Untersuchungen zum sanierten Grundwasserschadensfall 
Eduard-Kaiser-Straße 12 vor. Die Sanierung der Tankstelle ist abge-
schlossen.  





Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Wetzlar Nr. 402 „Bahnhofstraße“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i. V. m. 
§ 4 (2) BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.3 Wasser- und Schifffahrtsamt Koblenz, Schreiben 
vom 05.06.2013 

Zu 1.3.1  
 
Die Hinweise zur Bepflanzung des Uferbereiches werden zur Kenntnis 
genommen. Derzeit sind keine Anpflanzungen im Uferbereich der Lahn 
vorgesehen. Darüber hinaus betrifft die Bebauungsplanänderung auch 
vielmehr den Bereich jenseits des Lahnuferweges. Hier soll durch die 
Festsetzung von privaten und öffentlichen Grünflächen der Wohn- und 
Freizeitwert entlang der Lahn gesteigert werden. Bepflanzungen sind 
auch dort aufgrund der Lage im amtlich festgestellten Überschwem-
mungsgebiet der Lahn ohnehin nur sehr begrenzt vorgesehen.  

1.3.1 



Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Wetzlar Nr. 402 „Bahnhofstraße“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i. V. 
m. § 4 (2) BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.4 Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, FD 
Natur und Wasser, Schreiben vom 15.05.2013 und 09.04.2013 





1.4.2 

Zu 1.4.1 
 
Der Hinweis wird berücksichtigt und in die Begründung zum Be-
bauungsplan sowie die textlichen Festsetzungen aufgenommen.  
 
 
 
Zu 1.4.2  
 
Das Regierungspräsidium Gießen wurde zum vorliegenden 
Planverfahren gehört.  
 
 
 
Zu 1.4.3 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Die Begründung zum Bebauungsplan wird um diesen Punkt er-
gänzt. Eine entsprechende Textfestsetzung ist im Bebauungs-
plan bereits enthalten.  

1.4.1 

1.4.3 



Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Wetzlar Nr. 402 „Bahnhofstraße“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i. V. m. 
§ 4 (2) BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.5 DB Service Immobilien GmbH, Schreiben vom 
10.05.2013 

1.5.1 

Zu 1.5.1  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Bahntrasse befindet sich in einem Abstand von mehr als 220 m 
zum Plangebiet. Zwischen der Bahntrasse und dem Plangebiet be-
findet sich das Forum Wetzlar mit seiner abschirmenden Bauweise, 
sodass mit keinen erheblichen Lärmeinträgen zu rechnen ist.  
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Bebauungsplan Wetzlar Nr. 402 „Bahnhofstraße“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i. V. m. 
§ 4 (2) BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.6 Industrie- und Handelskammer Lahn-Dill, 
Schreiben vom 17.06.2013 



1.6.1 
Zu 1.6.1  
 
Ein erster Schritt zur Entwicklung eines neuen, hochwertigen Quar-
tiers an der Lahn wurde bereits mit der Genehmigung von zwei 
Mehrfamilienhäusern an der Inselstraße getan. Auf Grundlage der 
Bebauungsplanänderung wird dort in ansehbarer Zeit zusätzlich eine 
Pflegeeinrichtung entstehen.  
 
Die Stadt erhofft sich damit eine positive Signalwirkung für den Be-
reich des Lahnhofes. Dort wird ebenfalls eine Nutzung, bestehend 
aus Wohnen, Dienstleistungen, Freizeit und Grünflächen, ange-
strebt. Einzelhandel soll nur noch in einem in Mischgebieten zulässi-
gen Rahmen stattfinden, um dem derzeit vorzufindenden signifikan-
ten Leerstand entgegenzuwirken.  
 
 
Zu 1.6.2 
 
Durch die Festsetzung eines Mischgebietes ist diesem Ziel Rech-
nung getragen. In Mischgebieten sind gemäß § 6 Baunutzungsver-
ordnung u. a. Wohnen, Geschäfts- und Bürogebäude, Gastronomie 
sowie Anlagen für Verwaltung, für kirchliche, kulturelle, gesundheitli-
che und sportliche Zwecke allgemein zulässig. Einzelhandel ist zu-
lässig, sofern dieser nicht die Schwelle zur Großflächigkeit über-
schreitet.  
 

1.6.2 



 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 
Bebauungsplan Wetzlar Nr. 402 „Bahnhofstraße“, 1. Änderung 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a i. V. m.  
§ 4 (2) BauGB 
 
STELLUNGNAHME: 1.7 Regierungspräsidium Gießen, Kampfmittelräum-
dienst, Schreiben vom 17.06.2013 

1.7.1 

Zu 1.7.1  
 
Im Bebauungsplan ist bereits ein Hinweis auf das mögliche Vorhan-
densein von Kampfmitteln enthalten. Die Verdachtspunkte sind im 
Bebauungsplan gesondert gekennzeichnet. Des Weiteren wird dar-
auf hingewiesen, dass im gesamten Plangebiet mit Kampfmitteln zu 
rechnen ist und daher der Untergrund im Vorfeld von Bodenarbeiten 
systematisch untersucht werden muss.  
 



1.7.2 

Zu 1.7.2  
 
Die Verdachtspunkte sind im Bebauungsplan gesondert gekennzeich-
net.  
 
Es wird nun zusätzlich im Bebauungsplan daraus hingewiesen, dass 
eine Überprüfung der Verdachtspunkte auch dann vorgenommen wer-
den muss, wenn sich diese in einem Abstand von bis zu 15 m außerhalb 
des Baufeldes bzw. des Baugrundstücks befinden.   




